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Demokratie

Für eine lebendige
Demokratie

Luxemburg hat soeben einen Höhepunkt seines in der Demokratie verankerten politischen
Lebens erlebt: Es hat ein nationales Parlament und seine Vertreter im Europaparlament gewählt,
die Bildung einer neuen Regierung steht bevor.

Demokratie bedeutet allerdings mehr als die nur alle fünf Jahre stattfindenden Parlaments-
wahlen. Um das politische Leben in Luxemburg zu vertiefen, um die öffentliche Debatte zu
erweitern angesichts der großen Herausforderungen, die sich zu Beginn des 21. Jahrhunderts
stellen, haben die nachstehenden Nichtregierungsorganisationen, die in den unterschiedlichsten
Bereichen der zivilen Gesellschaft engagiert sind, beschlossen ihre Anstrengungen und ihre
Zusammenarbeit im Hinblick auf eine größere Demokratisierung des politischen Entscheidungs-
prozesses zu verstärken: Dies ist die Grundvoraussetzung einer besseren Berücksichtigung ihrer
sektorenbezogenen Forderungen. Sie richten daher einen doppelten Aufruf

- an andere NGOs, in denen Btirger sich

zusammengeschlossen haben, damit

diese sich ihnen anschließen, um so die

vorliegende Plattform zu einem regel-

rechten Forum der NG() zu erweitern

und die Diskussion zu intensivieren.

Besonders willkommen sind NG0s, die

Bürgern jeglichen Ursprungs offen-

stehen und die bereit sind, die Zicke!-

zungen dieser Vereinigungen zu teilen;

- an die politisch Verantwortlichen,

damit sie berechtigte Forderungen

Hinblick auf eine Vertiefung des demo-

kratischen Lebens in Luxemburg in

ihrem Regierungsprogramm und

rend der künftigen Legislaturperiode

berücksichtigen.

ZuM,ichst möchten die unterzeichnenden

NGOs üci in die Verhandlungen zur

engagierten Parteien

L ::',kanstOlks unterbreiten

1. Die Menscr. irechte
fördern

j Ja Menschenrechte sind universell und

unteil bar. Ike Anerkennung und ihre

Beachtung sind die Grund-

lage jeder demokratischen

Gesellschaft. Ihre Förde-

rung Mln3 ein vorrangiges

Ziel jeder Regierung sein. In

Luxemburg bedeutet dies

unter anderem

- auf allen Unterrichtsstufen

eine verbesserte Eingliede-

rung der Menschenrechte in

die Ausbildung, dies bedingt

ciii koh'jrentes und pluridis-

ziplin'ares Vorgehen;

- die Garantie der Achtung

der Menschenrechte für

jeden BOrger, Vorausset-

zung dazu ist, (LAB jenen

Menschen Vorrang ein-

ger5umt wird, deren Rechte

am meisten verletzt werden

und daß die Verantwortlich-

keiten für die Anwendung

dieser Rechte bestimmt wer-

den;

- eine Erweiterung der durch

die Verfassung garantierten

Rechte und Freiheiten:

Recht au f Gleichheit von

HCLOW.
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Mann und Frau, Recht auf eine gesunde
Umwelt, Recht auf eine dauerhafte Ent-
wicNunê. die die Rechte künftiger
Generationen achtet, Recht auf den
Schutz d,a nationalen und weltweiten
kulturellen und historischen Erbes.

Auf internationaler Ebene rnut3 Luxem-
burg zur Achtung und Förderung der
Menschenrechte beitragen, z.B.
- indem das Land sich für die Achtung
der Würde und der Rechte aller Perso-
nen engagiert, die . sich auf dem Gebiet
der Europäischen Union befinden, ins-
besondere der Asylanten;
- indem es wirksame und demokratische
Strukturen begünstigt, die jene Prioritüt
widerspiegeln, welche die Union dem
Schutz der Grundgesetze einräumt,
durch eine globale Politik, die für sämt-
|ichc Lebensaspekte aufgebaut, abge-
stimmt und bewertet ist (Wohnen,
Gesundheit, Erziehung, Einkünfte,
Arbeit, Kultur- und Vereinslehen).

2. Hinwirken auf eine
interkulturelle Gesellschaft

picDemokratie steht vor der Heraus-
hon]multikulturellennd,,un^cmo u
multinationalen Gesellschaft, und gleich-
^,ihg vor der Gefahr eines Wiederauf-
lebens von Nationalismen. Luxemburg
muß den Beitrag einer Bevölkerung
verschiedener nationaler und kultureller
Ursprünge als Bereicherung für jedes
seiner Mitglieder ansehen. Es gilt
Strukturen einzurichten, Ji, jedem
einen Zugang zur Kultur und zur 1ei|'
ouhmc am politischen Leben sichern
können:

- Die Mitbestimmung und das Wahl-
recht auf jeder Ebene müssen sich aus
dciii Wohnsitz ergehen;

Um ein besseres Mitwirken ,uermög-
lichen, müssen ausländische Neuan-
kömmlinge auf geeignete Sprachkurse
und eine Einführung in das sozio-kultu-
nUr Leben zurückgreifen können, wie
dies in den Niederlanden der Fall is/;

Die Frage der doppelten Staatsbürger-
schaft muß auf sachliche Art und Weise
diskutiert werden können, denn diese
doppelte Staatsbürgerschaft kann als
Integrations- und Mitbestimmungsfak-
tor verstanden werden.

3. Der Auflösung des
sozialen Gefüges
entgegenwirken

Die Demokratie steht vor der Heraus-
forderung einer Auflösung des sozialen
Gefüges und eines Wiederauflebens
korp"m|ish*chc,Eêoi y mcn. Demokra-
tie entsteht, indem alle Bürger in das
demokratische Lehen eingebunden wer-
den und indem insbesondere den
benachteiligten und ausgeschlossenen
Personen sowie den Minderheiten eine
Partnerschaft garantiert wird. Deren
aktive Teilnahme an der Ausarbeitung,
dci Verwirklichung und der Bewertung
der Politik ist eine Wesentliche Voraus-
setzung, damit ihre Erfahrung, ihre Be-
strebungen und ihre Meinung stets
berücksichtigt werden und die Demo-
kratie

Es muß investiert werden:
- in das Wissen um die Lage der
benachteiligten Personen
- in die Ausbildung von Fachleuten im
Hinblick auf den Einsatz der geeignet-
sten Methoden der Partnerschaft,
- in die Entwicklung y ou Möglichkeiten
(les gleichberechtigten Dialogs.

Luxemburg ist dazu verpflichtet, das
Gefühl der Solidarität und der Achtung
der Minderheiten fiber den Weg der
Schule für alle zu entwickeln. Der
soziale Zusammenhalt muß gestärkt
werden durch eine Anpassung der
Schuile an eine Bevölkerung jeder sozia-

lenundnmionu|cn&bs:mmung.

4. Die Mitbestimmungs-
strukturen und die
politische Kompetenz des
Bürgers stärken

Die Demokratie lebt vom Mitwirken
der Bürger un den sie betreffenden Ent-
scheidungen. |o` Zeitalter der Massen-
kommunikationsmittel und des Muhi'
mcdiaaymcms kann diese Teilnahme
sich nicht mehr au f den al le fünf Jahre -
oder im kommunalen Bereich nur alle
sechs Jahre – vorgeschriebenen Urnen-
gang beschränken.

Angesichts der wachsenden Kom-
plexitiit der sich stellenden Herausfor-
derungen braucht eine lebendige Demo-

kratie einerseits Bunfdnncn, die Inter-
esse an politischen Entscheidungen zei-
gen, von denen die gesamte Gesell-
schaft betroffen ist, und andererseits
Hurgednncn ` die in Entscheidungspro-
zesse integriert sind. Diese Ziele kön-
nen u.a. erreicht werden:

- durch eine absolut unuhhungige
auumhurgedichc und politische Schu-
lung für alle, lift Jugendliche und für
Erwachsene, z.B. Ober den Weg einer
Volkshochschule, die Schaffung eines
politischen Schulungszentrums, dus
verantwortlich wäre fu im clic Verbreitung
von objektiven und vollstündigen Infor-
mationen, die Unterstützung von px,
oiunahhungiêco Medien, die Einset-
zung eines Ombudsmanns/ einer Om-
budsfrau der/die mi/ der Vermittlung
zwischen Verwaltungen und Bürgern
beauftragt wird,

- auuf nationaler Ebene durch systema-
tische öffentliche RunJtischgexpmcku
über Themen von nationaler Bedeu-
tung, die auf Initiative der Regierung
oder der Abgeordnetenkammer veran-
staltet werden,

- auf konimnuunaher und regionaler Ebene
durch die Bildung von Arbeitsgruppen
und beratenden Kommissionen mit kla-
ren und eindeutigen Verantwortungen,
in denen die Vertreter der zivilen
Gesellschaft mitwirken

durch das Mutigere Zurückgreifen uu[
ein Referendum, sowohl auf Landes-
als auch Lair Gemeindeebene, wenn es
uuin Fragen y ou größter Bedeutung geh/.

- durch eine Verstärkuing der Arbeit der
beratenden Gremien: diese müssen u.a.
in bestimmten Angelegenheiten von
Amts Wegen h d Problemen befaßtm	 m/ den	 cmcn
werden. Ihre Gutachten müssen veröf-
fentlicht

In diesem Zusammenhang füllt der
Schule – als Verwirklichungsort der
Demokratie -eine wesentliche Rolle zu.
Eine aktive Förderung der Mitwirkung
der Jugendlichen ad' schulischer Ebene
erlaubt ihnen, die Verantwortlichkeiten
und Mittel einer zivilen Gesellschaft
ihrem Lebensumfeld kennenzulernen
("Staatsbürgerschaft in der Schule-). Es
muß besonders darauf geachtet werden,
daß kein Schüler mehr die Schule
verläßt ohne eine politische ond
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staatsbürgerliche Grundausbildung,
erhalten zu haben (inklusive einer Schu-
Inn() Ober die Dritte-Welt-Thematik).
Sofern dies möglich ist, sollte dies in

einem Alter erfolgen, wo der Jugend-
liclie die Funktionsweisen des politi-
schen Lebens verstehen kann und in der

Lage ist, sich jener Verantwortung
bewußt zu werden, die er als einfacher
Bürger tragt

5. Die ,i.ititutionen
demokratisieren

Die Demokratie zeigt sich auch in jenen
Organen, die den Willen der Gesell-

schaft widerspiegeln. Man muß
dings feststellen, daß einige Institutio-
nen ihren Einfluß in Luxemburg ohne
demokratische Legitimierung ausüben
und eher sogar einen korporatistischen
Geist widerspiegeln. Eine Demokrati-
sierung des politischen Lebens bedingt
die Reform gewisser Schlüsselinstitu-
tionen.

- Eine Reform des Staatsrats mit dem
Ziel einer Demokratisierung dieses Gre-
miums und einer Vertretung aller gesell-
scharthchen Tendenzen innerhalb
dieses Organs;

- Die politischen Mandatstrager müssen
dazu aufgefordert werden, ihre wirt-
schaftlichen Interessen öffentlich darzu-
legen:

- Die Themen der "Tripartite- müssen
Gegenstand einer breiten öffentlichen
Debatte sein, vor jeder Debatte auf Tri-
partite-Ebene.

6, L en Zugang zur
Information verbessern

Die Demokratie kann nur dann funktio-
wenn die BiirgerInnen ihre Mei-

nung ausdrücken und Entscheidungen
in Kenntnis der Sachla ge fallen können.
Derzeit verfügt Luxemburg nur über
eine ziemlich bescheidene Gesetz-
gebung betr. das Recht auf Information,

es handelt sich dabei um das Verwal-
tungsverfahren resp. das Recht auf
Information im Umweltbereich. Diese
Gesetzgebungen werden den gegenwa--
tigen Bedürfnissen nicht gerecht.

Die Lücken in puncto Information der

Offentlichkeit und Recht auf Informa-

tion, die sich in der luxemburgischen
Gesetzgebung finden, müssen schnell-
stens geschlossen werden. Das Recht
auf Zugang zur Information und die

Informationspflicht der öffentlichen
Instanzen müssen systematisch und

über den Umweltbereich hinaus erwei-
tert werden.

Eine neue Gesetzgebung kann sich am

amerikanischen "Freedom Of Informa-

tion Act'' und am entsprechenden nie-
derlandischen Gesetz inspirieren. Sie
sollte vor allem folgende Punkte bein-
halten:
- Information der Offentlichkeit in
bezug auf neue Gesetzgebungen / Stu-

dien / Elemente, die charakteristisch für
die Entwicklung unserer Gesellschaft
sind: insbesondere mull eine Gesetzge-
bimg, die einen Irrpakt auf das gesell-
schaftliche und politische Leben hat,

auf eine Art bekanntgemacht werden,
die für alle Bürger geeignet und

verständlich ist:
- Schaffung eines ''guichet pour le

citoyen - , der dem Bürger alle europai-
schen, nationalen und kommunalen
Dokumente zur Verfügung stellt;
- Regelung der Pflichten der öffent-
lichen Instanzen gegenüber den von den

Bürgern eingereichten Anfragen:
- Sicherstellen, daß die Informationen
der öffentlichen Instanzen in mehreren
Sprachen erfolgen, uni die Mehrspra-
chigkeit der Bevölkerung zu berück-
sichtigen.'

7. U9terstützung	 Arbeit
der NGO und Förderung
ehrenamtlicher Tätigkeiten

Die Demokratie wird belebt durch das
Wirken der sogenannten "forces vives -
der Gesellschaft, den alle Arten von

unabhängigen NGO in den unterschied-
lichsten Gesellschaftbereichen bilden.
°finials gehen die originellsten und

innovativsten Ideen von solchen NGO
aus, werden dort die grundlegendsten

Diskussionen für die gesellschaftliche
Entwicklung geführt. In einer letzthin
durchgeführten Umfrage gaben 3 8%
der Wählerinnen an, die NGO vor allem
als Motor der Entwicklung unserer

Gesellschaft anzusehen.

Das Gesetz muß unbedingt den richti-
gen Wert der ehrenamtlichen Tätigkeit
anerkennen. Die Mitarbeit in einer
Vereinigung oder die politische Welter-

bildung sollten Anrecht auf Sonderur-
laub geben.

Die finanzielle Unterstützung der NG()
muß unter Beachtung strenger und

transparenter Kriterien erhöht werden.

8. Dell :witurellen Ausdruck
und die Forschung im
Bereich Human- und
Sozialwissenschaften
fördern

Die Demokratie braucht
Bürger, die in der Lage sind all ihre
menschlichen Fähigkeiten auszudriik-
ken und mit ihren Mitbürgern aus ande-
ren sozialen oder nationalen Kulturen
zu kommunizieren. Die Kultur ist ein
Wert an sich und nicht bloß ein kom-
merzielles oder touristisches Argument.

Die Teilnahme am sozialen und kultu-
rellen Leben iiiu 3 als menschliches
Grundbedürfnis anerkannt werden. Sie
schafft den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt und ist ein Faktor der gesell-
schaftlichen Integration. Die Kultur ist
der Ausdruck des Gelebten, der

Gefilhle, denn sie ist ein kreativer Akt,

sie erlaubt die Kommunikation in it den

anderen, den Dialog mit den Menschen
- die Kultur ist die Bestuitigung der

Würde des Menschen.

Daher muß die Gesellschaft all ihren
Bürgerinnen das Recht auf Kultur
garantieren, indem sie die erforder-
lichen Mittel zur Verfügung stellt, um

jedem Menschen den Zugang zur Kul-

tun zu sichern, insbesondere
- indem sie Kernzellen für kulturelle
Animation einrichtet, die jene Personen
ansprechen soll, die '\'('niger persön-
liche Mittel zur Verfiigun. , haben,

- indem sie Strukturen schafft, die allen
das Recht garantiert, sich kreativ und

nützl ich zu betatigen, solange sie nicht
an 1' dem Arbeitsmarkt taW sind,
- indem sie die soziale Imv ation durch
eine Teilnahme am Vereinsleben oder
eine Ausbildung im kulturellen Bereich
begünstigt.

Durch eine bessere Kenntnis all ihrer
kulturellen Reichtümer, seien sie aus
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Demokratie

der Vergangenheit oder der Gegenwart.

wird die Gesellschaft ihre kollektive
Eigenliebe und ihre Verteidigungsmittel
gegen alle Anwandlungen von gesell-
schaftlichem oder nationalem Chauvi-
nismus stürken.

Um das Funktionieren dieser Gesell-

schaft besser zu verstehen und verstiind-
|ichn'u machen, um dir gegcnwuni'
gcn Herausforderungen und Probleme
besser zu meistern (auch auf der Ebene
des gesellschaftlichen Lebens; die soge-
nunn/,n "Minderheitenprobleme" wie
die Drogenproblematik z.B.), um die

geeigneten Grundlösungen wiederzu-
finden, um den Bedürfnissen der

Jugendlichen besser zu begegnen .._
um an internationalen Forschungspro-
jekten teilnehmen zu können. muß man
unbedingt in Programme der Grund-
lagenforschung im Bereich der Human-
unJ Sozialwissenschaften iovc*Ü,,cn,
un(l nicht nur in Wirtschafts- und Indus-
trie

Indus-
triewissenschaften.

9..Die Demokratie ist nicht
i n einem rein nationalen
oder regionalen Rahmen zu
verstehen

Die Demokratie kann nur dann entste-
hen und gewahrt werden, wenn sie sich
weder auf den rein luxemburgischen
noch auf dcii Rahmen der Europiischen
Union h,schmnkt. Eine vorrangige und
nicht etwa eine nchcosuch|iche Sorge
jeder ûcxcUsuhuU, die demokratisch
sein will, muß daher die Unterstützung
der Gesam thch der in d e n vorausgegan-
genen Kapiteln dieses Dokuments in
den Vordergrund gerückten Werte sein,
auch zugunsten der Bevölkerungen
anderer Linder.

Dies erfordert zumindest das Ächten
eines Verhaltens und einer Politik, di e

unvereinbar sind mit der Förderung der

Demokratie –im weiteren Sinne des

vorliegenden Dokuments – in anderen
Lindern und zugunsten anderer Bevöl-
L,,ungen. Darüber hinaus gebietet sich
eine aktive Förderung der demokrati-
schcn Werte durch wirtschaftliche und

politische Unterstützung jener 8tuu|cn,
die um eine Förderung der Demokratie
bemüht sind, und jener Mitglieder der

zivilen' Gesellschaft, insbesondere der

NGO, die im Ausland zugunsten der

Demokratie arbeiten.

10. Den menschlichen
Faktor fördern

Demokratie wird mi t Ntinnc,o und
Frauen gemacht. Es ist daher dringend
notwendig, die Investitionen in den

Faktor Mensch zu fördern: Unterrichts-
wesen inklusive des Hochschulbe-
reichs, }ugend. Gesundheit, benachtei-
ligte Bürger, Kultur, Umweltschutz
Nur eine lebendige und aktive Gesell-

schuft wird 0hig sein, Herausforderun-
gen wie z.B. einer Gesellschaft ohne
Arbeit, der multikulturellen Gesell-

schaft, der Internet-Gesellschaft die

Stirn zu bieten.
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Association de Soutien aux
Travailleurs Immigrés
Action Solidarité Tiers Mon(le (ASl'M).
ATD Quart Monde, forum,
Muuv,m,nrDco|ogivuo
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